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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 11 AL 96/13 B 
 
L 6 AL 116/12 (Hessisches LSG) 
S 3 AL 131/11 (SG Kassel) 
 
 
 
……………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdegegner, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….,  

 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 10. März 2014 durch  

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter  

Dr.  L e i t h e r e r    und   Dr.  F i c h t e   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 19. Juni 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beklagte hat dem Kläger auch dessen außergerichtliche Kosten des Beschwerde-

verfahrens zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der an Multipler Sklerose erkrankte Kläger war seit 2007 als Studienrat im Beamtenverhältnis 

auf Probe tätig. Seit Oktober 2012 ist er Berufsschullehrer im Angestelltenverhältnis. Bei ihm ist 

ein Grad der Behinderung (GdB) von 30 festgestellt.   

 

Den Antrag des Klägers auf Gleichstellung mit einem schwerbehinderten Menschen, die er 

benötige, um in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit übernommen zu werden, lehnte die Be-

klagte mit der Begründung ab, es bestehe keine konkrete Gefahr, den Arbeitsplatz wegen der 

Behinderung nicht behalten zu können; eine Arbeitsplatzgefährdung bestehe auch nicht für den 

Fall der Nichtübernahme in ein Beamtenverhältnis auf Lebenszeit, weil nach Aussage des 

Schulamts mit einer Weiterbeschäftigung in einem unbefristeten Arbeitsverhältnis zu rechnen 

sei. 

 

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte unter Aufhebung der angefochtenen Bescheide ver-

pflichtet, den Kläger schwerbehinderten Menschen gleichzustellen (Urteil vom 10.9.2012). Es 

hat ausgeführt, die Beklagte sei zur Gleichstellung nach § 2 Abs 3 Sozialgesetzbuch Neuntes 

Buch (SGB IX) verpflichtet, weil dem Kläger ohne Gleichstellung der Zugang zu einem Arbeits-

platz als Beamter auf Lebenszeit verwehrt sei.   

 

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des SG zu-

rückgewiesen (Urteil vom 19.6.2013). In den Entscheidungsgründen hat das LSG ua ausge-

führt: Ein iS von Art 21 und 26 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, Art 5 der 

Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27.11.2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens 

für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, Art 3 Abs 3 S 2 

Grundgesetz sowie §§ 7, 8, 24 Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz iVm § 9 Beamtenstatus-

gesetz bzw § 8 Hessisches Beamtengesetz diskriminierungsfreier Zustand sei nicht bereits 

dann hergestellt, wenn ein behinderter Mensch in irgendeiner Weise eine Tätigkeit ausüben 

könne, die regelmäßig im Beamtenverhältnis ausgeübt werde. Vielmehr müssten Gesetzgeber 

und Dienstherr die Voraussetzungen zum Zugang zum Beamtenverhältnis in der Weise modifi-

zieren, dass ein diskriminierungsfreier Zustand zur Ausübung der entsprechenden Tätigkeit 

gerade im Beamtenverhältnis ermöglicht werde. Nach den Angaben des Schulamts und der 

Schwerbehindertenvertretung sei der Kläger zum Zeitpunkt der Behördenentscheidung auf ei-

nem geeigneten Arbeitsplatz behindertengerecht eingesetzt gewesen und die Behinderung sei 

auch die wesentliche Ursache für eine Arbeitsplatzgefährdung bzw die fehlende Möglichkeit zur 

Wiedererlangung des Arbeitsplatzes iS des § 2 Abs 3 SGB IX. Der Verurteilung der Beklagten 

stehe nicht entgegen, dass es sich bei § 2 Abs 3 SGB IX um eine Soll-Vorschrift handle, weil 
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eine atypische Fallgestaltung, die es der Beklagten ermögliche, den Anspruch im Rahmen einer 

Ermessensentscheidung abzulehnen, nicht erkennbar sei.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des LSG hat die Beklagte Beschwerde einge-

legt, mit der sie eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend macht.  

 

Sie wirft folgende Rechtsfrage als grundsätzlich bedeutsam auf:  

 

"Liegen die Voraussetzungen des § 2 Abs 3 SGB IX, dass ein Kläger infolge seiner Be-

hinderung ohne die Gleichstellung einen geeigneten Arbeitsplatz im Sinne des § 73 

SGB IX nicht erlangen oder nicht behalten kann, vor, wenn ein in einem unbefristeten 

Arbeitsverhältnis Beschäftigter mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen die Gleichstel-

lung nur begehrt, um in ein Beamtenverhältnis übernommen werden zu können, ohne 

dass auf einen bestimmten Zeitpunkt konkretisiert eine behinderungsbedingte Kündi-

gung, eine Dienstunfähigkeit im beamtenrechtlichen Sinne, eine Versetzung oder eine 

Umsetzung auf einen anderen nicht gleichwertigen Arbeitsplatz droht?" 

 

Zur Begründung führt sie insbesondere aus, vom LSG sei ein konkreter Zeitpunkt, zu dem der 

Kläger die von ihm ausgeübte Tätigkeit als Angestellter nicht mehr werde verrichten können, 

nicht festgestellt. Ohne dass eine auf einen bestimmten Zeitpunkt konkretisierte behinderungs-

bedingte Kündigung, eine Dienstunfähigkeit, eine Versetzung oder eine Umsetzung auf einen 

anderen nicht gleichwertigen Arbeitsplatz gedroht hätte, habe das LSG aber einen Anspruch 

des Klägers auf Gleichstellung bejaht; damit stelle sich die bezeichnete Rechtsfrage. Die Klä-

rung der Rechtsfrage ergebe sich nicht aus dem Gesetzeswortlaut; sie sei auch aus Gründen 

der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich. Das Revisionsgericht könne 

über die aufgezeigte Rechtsfrage auch entscheiden, weil das LSG einen Anspruch auf Gleich-

stellung mit der Begründung bejaht habe, der Arbeitsplatz auf der Grundlage eines Beamten-

verhältnisses sei gefährdet gewesen bzw sei ohne die Gleichstellung nicht wieder zu erlangen; 

das LSG habe aber nicht festgestellt, ab welchem konkreten Zeitpunkt eine dauernde Arbeits- 

bzw Erwerbsfähigkeit bzw Dienstunfähigkeit vorliegen könnte.  

 

 

II 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Der allein geltend gemachte Zulassungsgrund einer grundsätz-

lichen Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) ist nicht in 

der nach § 160a Abs 2 S 3 SGG gebotenen Weise dargelegt. 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 
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Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichter-

lichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese Rechtsfragen noch 

nicht geklärt sind, weshalb deren Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung dieser 

Rechtsfragen erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss die Beschwer-

debegründung mithin eine konkrete Rechtsfrage aufwerfen, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftig-

keit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Einzel-

fall hinausgehende Bedeutung der angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) darlegen 

(vgl nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen genügt die Be-

schwerdebegründung vom 9.10.2013 nicht. 

 

Offen bleiben kann, ob die Beklagte die Klärungsbedürftigkeit der aufgeworfenen Rechtsfrage 

hinreichend dargetan hat. Zweifel hieran bestehen, weil der Arbeitsplatzbegriff in § 73 Abs 1 

SGB IX legal definiert ist und dieser Begriff - worauf das LSG in der angefochtenen Entschei-

dung hingewiesen hat - im Urteil des 7. Senats des Bundessozialgerichts (BSG) vom 1.3.2011 

(B 7 AL 6/10 R - BSGE 108, 4 = SozR 4-3250 § 2 Nr 4) anhand der Funktion des § 2 Abs 3 

SGB IX weiter inhaltlich bestimmt worden ist. In der zitierten Entscheidung wird ua ausgeführt, 

das Gesetz unterscheide zwischen zwei Alternativen, nämlich der Gleichstellung zum Erhalt 

des Arbeitsplatzes (Alternative 2) sowie der Gleichstellung zur Erlangung eines geeigneten 

Arbeitsplatzes iS des § 73 SGB IX (Alternative 1), die kumulativ, aber auch nur alternativ vor-

liegen können (vgl BSGE 108, 4 = SozR 4-3250 § 2 Nr 4, RdNr 12 mit Hinweis auf BSGE 86, 10 

= SozR 3-3870 § 2 Nr 1). Da die Beklagte in der Beschwerdebegründung auf diese Recht-

sprechung des BSG nur unter der Prämisse eingeht, es gebe im vorliegenden Fall keine An-

haltspunkte, um in eine Prüfung der Voraussetzungen der 1. Alternative des § 2 Abs 3 SGB IX 

(Gleichstellung zur Erlangung eines geeigneten Arbeitsplatzes) einzutreten, wird nicht hin-

reichend deutlich, inwiefern Klärungsbedarf bestehen soll, wenn nach der Rechtsprechung des 

BSG bereits das Vorliegen einer Alternative zu einer Gleichstellung führen kann.  

 

Jedenfalls aber zeigt die Beklagte die konkrete Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) 

der aufgeworfenen Rechtsfrage nicht hinreichend auf. Hierzu führt sie lediglich aus, das LSG 

habe einen Anspruch auf Gleichstellung mit der Begründung bejaht, der Arbeitsplatz auf der 

Grundlage eines Beamtenverhältnisses sei gefährdet gewesen bzw sei ohne die Gleichstellung 

nicht wieder zu erlangen, und das LSG habe nicht festgestellt, ab welchem konkreten Zeitpunkt 

eine dauernde Arbeits- bzw Erwerbsfähigkeit bzw Dienstunfähigkeit vorliegen könnte. Bei die-

sem Vorbringen verkennt die Beklagte, dass das LSG im angefochtenen Urteil in tatsächlicher 

Hinsicht insbesondere auf die Angaben des Schulamts und der Schwerbehindertenvertretung 

abgestellt hat, wonach die Behinderung des Klägers und das Fehlen einer Gleichstellung we-

sentlich dafür war, dass der Kläger nicht in das Beamtenverhältnis übernommen werden und 

insoweit nicht einen Arbeitsplatz iS des § 73 SGB IX erlangen konnte. Weshalb es bei dieser für 
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das Beschwerdeverfahren verbindlichen Tatsachengrundlage (vgl etwa Beschluss des Senats 

vom 17.6.2009 - B 11 AL 187/08 B - Juris RdNr 5) noch darauf ankommen soll, ob eine behin-

derungsbedingte Kündigung oder eine Dienstunfähigkeit im beamtenrechtlichen Sinne droht, 

wird in der Beschwerdebegründung nicht plausibel vorgetragen.   

 

Dass die Beklagte die Entscheidung des LSG in der Sache für unzutreffend hält, eröffnet die 

Revisionsinstanz nicht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 67). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung 

der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 3 SGG 

durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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